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In dieser Ausgabe befassen wir 
uns aus aktuellem Anlass mit den 
Entwicklungen in der Corona-Pan-
demie, die im November 2021 ein 
ungeahntes Ausmaß angenommen 
hat. Im Weiteren werden wir anhand 
aktueller Studienergebnisse Pro-
gnosen für die Arbeitssituation in 
den Betrieben für die erste Jahres-
hälfte 2022 ableiten.

Die vierte Welle

Beinahe ohne Voranzeichen traf die 
vierte Welle der Corona-Pandemie 
die deutsche Bevölkerung im Ok-
tober 2021. Deutschland verzeich-
nete schlagartig erneut ansteigende 
Inzidenzen und die Neuinfektionen 
nahmen stetig ein exponentielles 
Wachstum an. Betriebe und deren 
Beschäftigte sind erneut mit dem 
schon überwunden geglaubten Pro-
blemen und Herausforderungen 
konfrontiert. Beinahe ohne Vorzei-
chen, denn es trat ein, was Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler 
des Robert Koch-Instituts (RKI) in 
dem Bericht „Vorbereitung auf den 
Herbst/Winter 2021/22“ bereits im 
Juli 2021 prognostizierten. „Die Vor-
stellung des Erreichens einer ‚Herde-
nimmunität‘ im Sinne einer Elimina-
tion oder sogar Eradikation des Virus 
ist jedoch nicht realistisch. Aufgrund 
verschiedener Faktoren ist für SARS-
CoV-2 in Deutschland ein Anstieg 
der Infektionszahlen im Herbst und 
Winter 2021/22 sowie eine fortge-
setzte globale Zirkulation des Virus 
zu erwarten“ (Robert Koch-Institut, 
22.07.2021). Warum die Bundesre-
gierung diese Warnungen nicht auch 
in Maßnahmen zur Prävention eines 
exponentiellen Wachstums der Infek-
tionszahlen umgesetzt hat, ist schwer 
zu erklären. Die Überlastung des Ge-
sundheitswesens nahm im November 
2021 deutlich zu. Mediale Berichter-
stattung zeigen anhand exemplari-
scher Schilderungen durch Ärztin-
nen und Ärzte sowie Pflegepersonal 

auf Corona-Stationen die sich zuspit-
zende Situation auf. Die Impfquote 
von deutschlandweit 70,1 Prozent 
(Stand 17.12.2021) reicht noch nicht 
für eine Herdenimmunität. Daher 
werden seit Anfang Dezember Boos-
ter-Impfungen für Personen ab dem 
sechsten Monat nach der zweiten 
Impfung angeboten. Die Empfeh-
lung der Ständigen Impfkommission 
(STIKO) zur Auffrischungsimpfung 
richtet sich an Personen über 18 Jahre 
(Epidemiologisches Bulletin 48/2021, 
29.11.2021). RKI-Chef Lothar Wieler 
äußerte sich gegenüber der deutschen 
Presseagentur (dpa) in der zwei-
ten Novemberhälfte 2021 wie folgt: 
„Wenn das Verringern der Kontakte 
und das Impfen nicht intensiv gelingt, 
werden wir nach den jetzigen Model-
lierungen auch noch eine fünfte Wel-
le bekommen“ (Süddeutsche Zeitung, 
20.11.2021, dpa). Fortan kamen die 
Maßnahmen zu „2G“, „3G“ und das 
Angebot von Booster-Impfungen ge-
gen die vierte Welle zum Einsatz.
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Betriebe vor der fünften Welle

Die Bundesregierung greift zurzeit 
auf ein Instrumentarium aus bewähr-
ten und neuen Corona-Maßnahmen 
zurück. Eine Novellierung des Infek-
tionsschutzgesetzes vom 24. Novem-
ber 2021 hat Wirkung bis zum 19. 
März 2022. Das Infektionsschutzge-
setz wurde um den Paragraphen 28 b 
erweitert. Seit dem 24. November 2021 
gelten umfassende Maßnahmen wie die 
Homeoffice-Pflicht. Die in der Coro-
na-Arbeitsschutzverordnung geregelte 
Homeoffice-Plicht war zum 30. Juni 
2021 ausgelaufen und prägt nun wieder 
bundesweit die betrieblichen Realitäten. 
Eine Neuerung ist die Einführung der 
3G-Regel am Arbeitsplatz. Mit der be-
trieblichen Testpflicht soll die Sicherheit 
der Beschäftigten bei der Ausführung 
ihrer Tätigkeiten im Betrieb erhöhen. 
Eine Testpflicht als Minimalforderung 
an alle Beschäftigten wird begleitet von 
dem verpflichtenden Angebot der Be-
reitstellung von zwei Schnelltests pro 
Woche für alle Beschäftigten.

Erneut haben Arbeitgeber und Be-
triebsräte Aufgaben zur Sicherstellung 
des Infektionsschutzes, der Arbeits-
platzgestaltung (am Beispiel Home-
office-Pflicht) und der technischen 
Ausstattung zu bewältigen. Aktuelle 
Studienergebnisse des Instituts DGB-
Index Gute Arbeit veranschaulichen 
die betriebliche Realität zu diesen drei 
ausgewählten Handlungsfeldern.

Der DGB-Index-Report 2021: Unter 
erschwerten Bedingungen - Corona 
und die Arbeitswelt - Ergebnisse des 
DGB-Index Gute Arbeit 2021 wurde 
am 30. November 2021 in Berlin vorge-
stellt. Im Index aufgeführte Ergebnisse 
bilden die Situation der Betriebe und 
deren Beschäftigter in der ersten Jah-
reshälfte 2021 ab. Von Januar bis Juni 
2021 wurden anhand einer Zufalls-
stichprobe 6.407 Beschäftigte befragt. 

Ausgehend von einem zu erwartenden 
analogen Pandemieverlauf in der ers-
ten Jahreshälfte 2021 eignen sich die 
Ergebnisse für Prognosen der Arbeits-
situation im ersten Halbjahr 2022. 

Infektionsschutz

Die Betriebe haben den Infektions-
schutz deutschlandweit im ersten 
Halbjahr 2021 über die Einhaltung der 
AHA-Regeln mit Kontaktreduktio-
nen, Schutzmasken und betrieblichem 
Testangebot sehr umfassend umgesetzt. 
„Während der Hochphase der Pande-
mie im ersten Halbjahr 2021 gaben 84 
Prozent der Befragten an, dass Maß-
nahmen zum Schutz vor Ansteckungen 
in ihrem Betrieb in (sehr) hohem Maße 
ergriffen wurden“ (DGB-Index-Report 
2021, S. 5, vgl. Abb. 1).

Eine Online-Befragung durch das 
Institut für Prävention und Arbeits-
medizin der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung, Institut der Ruhr-
Universität Bochum (IPA), mit 344 

Fachkräften für Arbeitssicherheit so-
wie 92 mit dem Arbeitsschutz betrauter 
Personen, von Dezember 2020 bis Mai 
2021 zeigt den gestiegenen Stellenwert 
des Infektionsschutzes auf. „Durch die-
se Pandemie scheinen die Überprüfung 
von Gefährdungssituationen sowie die 
Aktualisierung von Pandemieplänen in 
vielen Betrieben an Aufmerksamkeit 
gewonnen zu haben. Somit könnten 
die Betriebe für zukünftige Ereig-
nisse besser vorbereitet sein und die  
Belastung der Beschäftigten geringer 
ausfallen“ (Casjens et al. 2021, ASU 
10-2021). Der Infektionsschutz soll-
te daher konsequent von Arbeitge-
bern und Betriebsräten im Winter 
2021/2022 verfolgt werden.

Homeoffice

Im Erhebungszeitraum des DGB- 
Index-Reports 2021 galt bundesweit 
die Homeoffice-Pflicht, weshalb die 
Ergebnisse erste Prognosen für Ar-
beitssituation im ersten Halbjahr 2022 
ansatzweise zulassen. Die Beschäftig-
ten äußern sich zur Arbeit im Home-
office im Befragungszeitraum Januar 
bis Juni 2021 eindeutig. „41 Prozent 
gaben an, auch von zu Hause aus zu ar-
beiten, für 31 Prozent war dies (sehr) 
häufig der Fall“ (DGB-Index-Report 
2021, S. 18). An den Befunden zur 
Arbeitszeitgestaltung machen die For-
scherinnen und Forscher die Wirkung 
von Betriebs- und Dienstvereinbarun-
gen auf die Homeoffice-Ausweitung 
fest. „Wenn betriebliche Regelungen 
vorhanden waren, war der Einfluss 

Abb. 1: Verbreitung betrieblicher Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen
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der Beschäftigten auf die Gestaltung 
der Arbeitszeit deutlich stärker aus-
geprägt“ (DGB-Index-Report 2021, S. 
21). Die Arbeitszeitsouveränität der 
Beschäftigten wurde somit durch das 
Homeoffice gestärkt. Weitere Studien 
bestätigen diesen Befund. Eine reprä-
sentative Betriebsbefragung von bis zu 
1.200 Betrieben zwischen dem 05. und 
20. Juli 2021 - nach Wegfall der Home-
office-Pflicht - zeigt einen Ausbau des 
Homeoffice in den Betrieben. Weitere 
Studien bestätigen diesen Befund wie 
folgt. „Im Juli 2021 bot etwa die Hälf-
te aller Betriebe zumindest einem Teil 
ihrer Beschäftigten Homeoffice an. Nur 
etwa 40 Prozent der dort Beschäftigten 
übten allerdings eine Tätigkeit aus, die 
sich tatsächlich für Homeoffice eignet, 
und erhielten durch den Arbeitgeber 
die Möglichkeit, im Homeoffice zu 
arbeiten“ (Bellmann et al. 2021, IAB-
Forum 11.10.2021). 

Technische Ausstattung

Die Ergebnisse der Befragung ma-
chen deutlich unter welchen techni-
schen Voraussetzungen Beschäftigte 
auch nach etwas mehr als einem Jahr 
andauernder Pandemie Arbeiten.  Es 
zeigt sich, dass die technische Ausstat-
tung die Betriebe weiterhin vor große 
Probleme stellt und Beschäftigte ver-
mehrt auf private Endgeräte zugreifen. 
„Knapp die Hälfte aller Beschäftigten 
(48 Prozent) nutzte im Arbeitskontext 
z. B. das private Handy, Laptop oder Ta-
blet“ (DGB-Index-Report 2021, S. 12). 
Eine fehlende technische Ausstattung 
wird an diesen Ergebnissen deutlich 
(Abb. 2). Ein Rechtanspruch von Be-
schäftigen auf die technische Ausstat-
tung im Homeoffice besteht hingegen 
nicht. Vor Beginn der Pandemie hatte 
das Homeoffice noch einen freiwilligen 
Charakter. Die Freiwilligkeit der Arbeit 
im Homeoffice steht bedingt durch die 
Homeoffice-Pflicht infrage. Eine Aus-
wertung des Fraunhofer Instituts für 
den Zeitraum April 2020 bis März 2021 

lässt auf eine hohe Produktivität von 
Beschäftigten im Homeoffice schlie-
ßen. An der Befragung haben 3.093 
Beschäftigte teilgenommen. Die Ergeb-
nisse wurden am 21. September 2021 
publiziert. Im Resümee des einjährigen 
Pandemie-Zustandes wird deutlich, 
dass „trotz der technischen und orga-
nisatorischen Probleme das Homeof-
fice bzw. flexibles Arbeiten eine hohe 
Zufriedenheit und Akzeptanz findet 
und auch speziell bei der individuellen 
Arbeit als mindestens so produktiv wie 
die Arbeit im Büro eingeschätzt wird“ 
(Prinz 2021, S. 165).

Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoff-
mann richtete mit Veröffentlichung der 
Ergebnisse des DBG-Index Gute Arbeit 
am 30. November 2021 den Appell fol-
genden an die Betriebe: „Die Gesund-
heit der Beschäftigten muss auch in der 
vierten Pandemiewelle höchste Prio-
rität haben. Deshalb ist es richtig, dass 
die Arbeitsschutzregeln verlängert und 
3G am Arbeitsplatz eingeführt wurden. 
Nun kommt es darauf an, dass diese Re-
geln auch umgesetzt werden. Hier ste-
hen die Arbeitgeber in der Verantwor-
tung, sonst drohen zurecht Sanktionen“ 
(Deutscher Gewerkschaftsbund 2021).

Ausblick auf 2022

Alle Anstrengungen zum Infektions-
schutz reichten nach Einschätzung von 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern der Deutschen Akademie 
der Naturforscher Leopoldina – Nati-
onale Akademie der Wissenschaften 
(Leopoldina) nicht aus. Sie forderten 
daher am 27. November 2021 die um-
gehende bundesweite Steigerung der 
Impfungen. „Zudem ist es erforderlich, 
dass 'vollständig Geimpfte' möglichst 
nach 5-6 Monaten eine Auffrischungs-
impfung erhalten, damit sie weiterhin 
als 'vollständig geimpft' gelten können. 
Insgesamt sollten bis Weihnachten ne-
ben Erst- und Zweitimpfungen rund 30 
Millionen Drittimpfungen ermöglicht 

werden“ (Leopoldina, 10. Ad hoc-Stel-
lungnahme vom 27. November 2021, 
S. 2). Kurze Zeit später erklärte der zu 
diesem Zeitpunkt designierte Bundes-
kanzler Olaf Scholz das Ziel, 30 Millio-
nen Impfungen bis Weihnachten 2021 
veranlassen zu wollen.

Was ist für den Winter 2021/2022 zu 
erwarten? Die Einführung einer all-
gemeinen Impfpflicht als ultima ratio 
bis Ende März 2022 prüft die Bundes-
regierung zurzeit. Zunächst hat der 
Bundestag am 10. Dezember 2021 das 
Infektionsschutzgesetz um eine ein-
richtungsbezogene Impfpflicht erwei-
tert. Der Nachweis der Impfung, Gene-
sung oder eines Attests hat bis zum 15. 
März 2022 zu erfolgen (vgl. Bundesge-
sundheitsministerium 2021). Auch die 
Regeln für geimpfte Personen werden 
verschärft. Geimpfte Personen verlie-
ren nach sechs Monaten ihren Geimpf-
ten-Status. Eine Booster-Impfung wird 
mit dieser Regelung für alle Bundes-
bürgerinnen und Bundesbürger zur 
Voraussetzung des Geimpften-Status.

Für Betriebe eröffnen eine mögli-
che allgemeine Impfpflicht (2G) ggf. 
in Kombination mit einer Testpflicht 
(2G+) und die Booster-Impfungen neue 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit in 
Präsenz. Eine fünfte Welle würde die an-
gespannte Situation in Betrieben zuneh-
mend verschärfen. Weitere Maßnahmen 
zum Infektionsschutz stehen zurzeit in 
der Diskussion. Die Angemessenheit 
von Corona-Maßnahmen der Bundes-
regierung hat das Bundesverfassungs-
gericht am 30. November 2021 bejaht. 
Mit seinem Beschluss erklärte der Ers-
te Senat die zwischen Ende April und 
Ende Juni 2021 geltende „Bundesnot-
bremse“ für verfassungsgemäß (Bun-
desverfassungsgericht, Pressemitteilung 
Nr. 101/2021 vom 30. November 2021). 
Bundesgesundheitsminister Prof. Dr. 
Karl Lauterbach bestätigte am 17. De-
zember 2021, dass es eine fünfte Welle 
geben werden. „Wir müssen uns hier auf 
eine Herausforderung einstellen, die wir 
in dieser Form noch nicht gehabt haben“ 
(FAZ Online, 17.12.2021). Welche Maß-
nahmen dazu zum Einsatz kommen, ist 
bis dato ungewiss. Im Verlauf der Pan-
demie wird immer wieder offensichtlich, 
welch große gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung auf den Schultern der 
Betriebspartnerschaft liegt.

Autor: Dr. Marcel Halgmann
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Der zweite digitale Talk-am-Fleet 
am 30. September 2021 stand unter 
dem Stichwort Veränderung in der 
Arbeitswelt.

Torsten Lemke, Beirat und Gesell-
schafter der BLC GmbH, eröffnete die 
Veranstaltung mit einleitenden Wor-
ten und stellte das Programm vor. 

Im ersten Vortrag referierte Frau Prof. 
Dr. Schubert von der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät an der Universität 
Hamburg zum Thema „Betriebsräte 
zwischen Herausforderung und Über-
forderung - Vorschläge für eine funktio-
nierende Betriebspartnerschaft“. Darin 
behandelte sie die Auswirkungen neuer 
Unternehmens- und Arbeitsformen auf 
die Betriebsratsarbeit (Anm. d. Red.: 
Im Folgenden werden die Inhalte nach 
Verständnis der Redaktion dargestellt). 
Die Flexibilität von Arbeitsort und Ar-
beitszeit sowie die Entgrenzung von 
Arbeit und dynamische Organisations-
strukturen wirken sich auf die Orga-
nisationsformen aus und eröffnen die 
Anwendung agiler Methoden. Von der 
Betriebsverfassung benötigte Stabilität 
von Organisationen und Organisati-
onseinheiten wird dadurch berührt. Es 
besteht ein Spannungsverhältnis zwi-
schen betriebsverfassungsrechtlichen 
Strukturen der Arbeitnehmervertre-
tung, der Unternehmensorganisation 
und neuer Arbeitsmethoden. In der 
Diskussion wurde deutlich, wie kom-
pliziert die Zuordnung von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern - bei 
unternehmensübergreifender Zusam-
menarbeit - zum Betriebsbegriff ist. 

Das hat Auswirkungen auf die Zustän-
digkeit der Arbeitnehmervertretungen 
für einzelne Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmergruppen. Betriebsräte sind auf 
unterschiedlichen Ebenen in die Ver- 
änderungsprozesse eingebunden. Die 
Zukunftsfähigkeit der betrieblichen 
Mitbestimmung gilt es angesichts der 
Veränderung von neuen Organisations- 
und Arbeitsformen zu erforschen.

Im zweiten Vortrag stellten Tom 
Sticher-Wenzel und Sven Burat, von 
Rundstedt, „Herausforderungen und 
Lösungsansätze für Betriebe in der 
disruptiven Arbeitswelt“ vor. Die Ver-
änderung der Arbeitswelt behandelten 
die beiden Referierenden exemplarisch 
anhand von Transformationen in Be-
trieben. Die Auslöser von Transforma-
tionen auf Betriebsebene sind vielfältig. 
Eine Digitalisierung von Produktions- 
und Arbeitsprozessen kann bspw. die 
Transformation von Arbeit auslösen. 
Für die Beschäftigten bietet das Po-
tentiale zur gewünschten Veränderung 
der eigenen Arbeit. Andererseits sind 
mit Transformationsprozessen oftmals 
auch unfreiwillige Personalverände-
rungen verbunden. Lesen Sie hierzu das 
BLC Interview mit den Referierenden 
in der 29. Ausgabe der BLC News oder 
auf unserer Betriebsrat Consulting-
Homepage. In der Diskussion wurde 
deutlich, worin die Teilnehmenden 
Chancen und Risiken der Transforma-
tion von Arbeit sehen. Als Chance be-
stehen individuelle Veränderungen im 
persönlichen Berufsprofil. Risiken be-
stehen im Wegfall von Arbeitsplätzen 
und daraus resultierenden Personalver-

änderungen. Die Referierenden zeigten 
Qualifizierungsmaßnahmen abgeleitet 
aus Skill-Analysen von Beschäftigten 
im Bereich Sales und im Einkauf auf, 
um Personalveränderungen zu unter-
stützen. Im Vortrag wurde deutlich wie 
Betriebsräte Transformationsprozesse 
begleiten und Beschäftigung soweit wie 
betrieblich möglich sichern können. Es 
zeigte sich ein umfassendes Interesse 
der Teilnehmenden an diesem aktu-
ellen Thema. Herzlichen Dank an alle 
Referierenden für eine gelungene Ver-
anstaltung.

Save-the-Date 2022:

Im nächsten Jahr planen wir aufgrund 
des großen regionalen und deutschland-
weiten Interesses vier Veranstaltungen 
Talk-am-Fleet. Zwei Veranstaltungen 
werden online stattfinden. Notieren Sie 
sich gern den 31. März 2022 und den 
22. November 2022 für die Online-Ver-
anstaltungen. Wir möchten wie bei dem 
Talk-am-Fleet 2020 mit Ihnen auch vor 
Ort ins Gespräch kommen. In 2022 laden 
wir daher zu zwei Präsenzveranstaltun-
gen am 21. Juni 2022 und am 01. Septem-
ber 2022 in die Patriotischen Gesellschaft 
in der Nähe des Hamburger Rathauses 
ein. Die Einladungen erhalten Sie wie ge-
wohnt mit Vorlauf zum Veranstaltungs-
termin. Wir freuen uns auf anregende 
und bereichernde Vorträge von Referie-
renden aus Wissenschaft und Praxis zu 
den Themenfeldern Arbeitsrecht und Be-
triebswirtschaft.

Autor: Dr. Marcel Halgmann 
Hamburg
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Alle vier Jahre in der Zeit vom 01. 
März bis 31. Mai finden die regelmä-
ßigen Betriebsratswahlen statt - in 
2022 ist es wieder so weit.

Betriebsräte und Wahlvorstände soll-
ten rechtzeitig mit den Vorbereitungen 
hierfür beginnen und insbesondere die 
Neuerungen im Betriebsverfassungsge-
setz und in der Wahlordnung beachten.

Wir geben hier einen kurzen Über-
blick über 10 wichtige Änderungen.

1. Nichtöffentliche Sitzungen des 
Wahlvorstandes mittels Video- und 
Telefonkonferenz 

Auch in der neuen Wahlordnung ist 
bestimmt, dass Sitzungen des Wahl-
vorstandes grundsätzlich in Präsenz 
stattfindet (§ 1 Abs. 3 Satz 2 WO). Al-
lerdings ist es nun möglich, dass der 
Wahlvorstand beschließt, die nichtöf-
fentlichen Wahlvorstandssitzungen per 
Video- oder Telefonkonferenz stattfin-
den zu lassen (§ 1 Abs. 4,5 WO). Ent-
gegen den Regelungen zu virtuellen 
Betriebsratssitzungen reicht hier allein 
der Beschluss des Wahlvorstandes, es 
bedarf weder einer Regelung in der 
Geschäftsordnung noch besteht ein 
Widerspruchsrecht der Mitglieder des 
Wahlvorstandes.

Durch die Beschränkung auf die 
nichtöffentlichen Sitzungen ist also 
eine virtuelle Sitzung ausgeschlos-
sen für Sitzungen im Rahmen der der 
ersten Wahlversammlung im verein-
fachten Wahlverfahren (§ 14 a Abs.1 
BetrVG), für die Prüfung der Vor-
schlagslisten (§ 7 Abs. 2 WO) und für 
die Durchführung des Losverfahrens 
nach § 10 Abs 1 WO.

2. Absenkung des Mindestalters der 
Wahlberechtigten

§ 7 Satz 1 BetrVG wurde geändert, 
es sind nun alle Arbeitnehmer wahl-
berechtigt, die das 16. Lebensjahr voll-
endet haben.

3. Einschränkung der Anfechtungs-
möglichkeiten für die Wahl

Die Wahlanfechtung durch 3 wahl-
berechtigte Arbeitnehmer wegen der 
Unrichtigkeit der Wählerliste ist nur 
noch möglich, wenn sie aus demsel-
ben Grund Einspruch gegen die Rich-
tigkeit der Wählerliste eingelegt ha-
ben. Für den Arbeitgeber gilt: Beruht 
die Unrichtigkeit der Wählerliste auf 
den Angaben des Arbeitgebers, kann 
er wegen dieser Unrichtigkeit die Be-
triebsratswahl nicht anfechten, § 19 
Abs. 3 BetrVG.

4. Weniger Stützunterschriften für 
Wahlvorschläge oder Vorschlagslis-
ten

Die Anzahl der erforderlichen Stütz-
unterschriften für die Wahlvorschläge 
bzw. Vorschlagslisten in Kleinbetrie-
ben wurde herabgesetzt.  So kann die 
Durchführung der Betriebsratswahl 
erleichtert werden. § 14 Abs. 4 BetrVG 
besagt nun, dass in Betrieben

• mit bis zu 20 wahlberechtigten Ar-
beitnehmern keine Stützunterschrif-
ten erforderlich sind

• mit 21 bis 100 wahlberechtigten Ar-
beitnehmern zwei Stützunterschriften 
erforderlich und

• mit mehr als 100 wahlberechtigten »

BLC Trend 
Betriebsratswahl – was ist neu?

Aktuelle  
Rechtsprechung

Bundesarbeitsgericht 
 
Urlaubsberechnung bei Kurzarbeit

Fallen aufgrund von Kurzarbeit einzelne 
Arbeitstage vollständig aus, ist dies bei der 
Berechnung des Jahresurlaubs zu berück-
sichtigen.

BAG, Urteil vom 30. November 2021 –   
Az. 9 AZR 225/21 

 

Entschädigung nach § 15 Abs. 2 AGG - 
Vermutung der Benachteiligung wegen 
der Schwerbehinderung  

Der Verstoß des Arbeitgebers gegen 
Vorschriften, die Verfahrens- und/oder För-
derpflichten zugunsten schwerbehinderter 
Menschen enthalten, begründet regel-
mäßig die Vermutung iSv. § 22 AGG*, dass 
der/die erfolglose schwerbehinderte Be-
werber/in im Auswahl-/Stellenbesetzungs-
verfahren wegen der Schwerbehinderung 
nicht berücksichtigt und damit wegen der 
Schwerbehinderung benachteiligt wurde.

BAG, Urteil vom 25. November 2021 –  
Az. 8 AZR 313/20

Landesarbeitsgerichte
Keine Nachgewährung von Urlaubstagen 
bei Quarantäne wegen Coronainfektion

Nach einer Entscheidung des Landesar-
beitsgerichts Köln vom 13.12.2021 besteht 
kein Anspruch des Arbeitnehmers auf 
Nachgewährung von Urlaubstagen bei 
einer Quarantäneanordnung wegen einer 
Infektion mit dem Coronavirus. 

LAG Köln, Urteil vom 13. Dezember 2021 – 
Az. 2 Sa 488/21

Arbeitgeber darf Rückkehr aus Home-
office anordnen

Das LAG München hat entschieden, dass 
ein Arbeitgeber, der seinem Arbeitnehmer 
gestattet hatte, seine Tätigkeit als Grafiker 
von zuhause aus zu erbringen, gemäß § 
106 Satz 1 GewO grundsätzlich berechtigt 
ist, seine Weisung zu ändern, wenn sich 
später betriebliche Gründe herausstellen, 
die ge-gen eine Erledigung von Arbeiten im 
Homeoffice sprechen. 

LAG München, Urteil vom 26. August 2021 – 
Az. 3 SaGa 13/21
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Arbeitnehmern Stützunterschriften von 
mindestens einem Zwanzigstel der wahl-
berechtigten Arbeitnehmer erforderlich 
sind; in jedem Fall reichen hier aber 50 
Stützunterschriften.

5. Vereinfachtes Wahlverfahren für 
mehr Betriebe möglich

 Der Anwendungsbereich des verein-
fachten Wahlverfahrens wurde durch 
Anhebung der Schwellenwerte im Be-
trVG erweitert. Es muss nun in Betrie-
ben mit fünf bis 100 wahlberechtigten 
Arbeitnehmern und kann durch eine 
Vereinbarung des Wahlvorstands mit 
dem Arbeitgeber in Betrieben mit bis 
zu 200 wahlberechtigten Arbeitneh-
mern durchgeführt werden, § 14a Abs. 
1, 5 BetrVG.

6.  Wahlausschreiben

Im Wahlausschreiben ist auf die An-
fechtungsausschlussgründe nach § 19 
Abs. 3 BetrVG hinzuweisen, § 3 Abs. 2 
Nr. 3, § 31 Abs. 2 Nr. 3 WO. Das Wahl-
ausschreiben muss den Briefwählern ge-
mäß § 24 Abs. 2 WO unmittelbar nach 
seinem Erlass per Post oder elektronisch 
übermittelt werden. Die dazu erforderli-
chen Informationen sind wie bisher vom 
Arbeitgeber zur Verfügung zu stellen, § 3 
Abs. 4 Satz 3 WO, § 24 Abs. 2 Satz 2 WO. 
Zu diesen Informationen gehören die Na-
men der Briefwähler sowie deren Postan-
schrift und E-Mail-Adressen.

7. Keine Wahlumschläge bei persönli-
cher Stimmabgabe

Bei der persönlichen Stimmabgabe sind 
keine Wahlumschläge mehr zu verwen-
den. Es werden lediglich die Stimmzettel 
in die Wahlurne geworfen. Diese müssen 
so gefaltet sein, dass die Stimme nach au-
ßen nicht erkennbar ist, § 11 Abs. 3, § 12 
Abs. 3, § 20 Abs. 3, § 34 Abs. 1 Satz 3 WO. 
Der Wahlvorstand muss die ordnungsge-
mäße Faltung kontrollieren.

8.  Briefwahl

Vor der Anpassung der Wahlordnung 
musste der Wahlvorstand nur den Wahl-
berechtigten, von denen ihm bekannt 
war, dass sie im Zeitpunkt der Wahl nach 
der Eigenart ihres Beschäftigungsverhält-
nisses (z.B. Außendienst, Homeoffice, 
mobile Arbeit) voraussichtlich nicht im 
Betrieb sein werden, ohne deren Auffor-
derung die Briefwahlunterlagen übermit-
teln. Nun gilt dies auch, wenn Wahlbe-

rechtigte aus anderen Gründen, wie etwa 
wegen Langzeiterkrankung oder Ruhen 
des Arbeitsverhältnisses, vom Erlass des 
Wahlausscheibens bis zum Zeitpunkt der 
Wahl voraussichtlich nicht im Betrieb an-
wesend sein werden, § 24 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
2 WO. Die dafür erforderlichen Informa-
tionen müssen dem Wahlvorstand vom 
Arbeitgeber zur Verfügung gestellt wer-
den, § 24 Abs. 2 Satz 2 WO. Bei der Brief-
wahl sind wie bisher Wahlumschläge zu 
verwenden. Die Stimmzettel müssen, be-
vor sie in dem Wahlumschlag verschlos-
sen werden, so gefaltet werden, dass die 
Stimme nach außen nicht erkennbar ist, 
§ 25 Satz 1 Nr. 1 WO. Die Öffnung der 
Freiumschläge und Überprüfung der 
ordnungsgemäßen Durchführung der 
Briefwahl durch den Wahlvorstand er-
folgt nicht mehr unmittelbar vor Ab-
schluss der Stimmabgabe, sondern jetzt 
zu Beginn der öffentlichen Sitzung zur 
Stimmauszählung, § 13 Satz 2, § 26 Abs. 
1, § 35 Abs. 4 WO.

9. Festlegung der Fristen durch den 
Wahlvorstand

Der Anwendungsbereich des verein-
fachten Wahlverfahrens wurde durch 
Anhebung der Schwellenwerte im Be-
trVG erweitert. Es muss nun in Betrie-
ben mit fünf bis 100 wahlberechtigten 
Arbeitnehmern und kann durch eine 
Vereinbarung des Wahlvorstands mit 
dem Arbeitgeber in Betrieben mit bis 
zu 200 wahlberechtigten Arbeitneh-
mern durchgeführt werden, § 14a Abs. 
1, 5 BetrVG.

10. Kündigungsschutz

Der Kündigungsschutz für Veranlas-
ser einer Betriebsratswahl wurde auf 
die ersten sechs in einer Einladung zu 
einer Betriebs- oder Wahlversamm-
lung zur Wahl eines Wahlvorstands 
oder die ersten drei in einem Antrag 
auf gerichtliche Bestellung eines Wahl-
vorstands aufgeführten Arbeitneh-
mer ausgeweitet, § 15 Abs. 3a Satz 1 
Halbsatz 2 Kündigungsschutzgesetz 
(KSchG). Zudem ist die ordentliche 
personen- oder verhaltensbedingte 
Kündigung von Arbeitnehmern un-
zulässig, die zur Errichtung eines Be-
triebsrats vorbereitend aktiv werden 
und eine entsprechende öffentlich be-
glaubigte Erklärung abgegeben haben, 
§ 15 Abs. 3b KSchG.

Autorin: Christina Niedermeyer,  
ALC Arbeitsrechts Canzlei Lemke

Ein herausforderndes Jahr 2022 steht 
vor uns allen. Unsere News-Redaktion 
wird den Pandemie-Verlauf weiter für 
Sie in den Blick nehmen. Neues bringt 
auch der Koalitionsvertrag der Bun-
desregierung, dem wir uns im Jahres-
verlauf aus Sicht der Mitbestimmung 
widmen werden. Wir freuen uns auf 
die nächste Ausgabe im März 2022. Ein 
frohes Weihnachtsfest und ein gesun-
des neues Jahr – Ihr BLC Team

BLC Ausblick 
Eine Vorschau auf  
die BLC-News

WeihnachtsaktionWeihnachtsaktion
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Auch in diesem Jahr haben wir uns für 
eine gemeinsame Spendenaktion von 
der BLC Betriebsrat Consulting GmbH 
und der ALC Arbeitsrechts Canzlei Lem-
ke zum Weihnachtsfest entschieden. 
Mit unserer Spende an den Regenbogen 
Verein für diakonische Jugendarbeit e. V.  
in Kaltenkirchen möchten wir zur För-
derung von jungen Menschen und Fa-
milien in verschiedenen Lebensberei-
chen beitragen. Uns hat das Motto des 
Vereins überzeugt: „Alle sagten: 'Das 
geht nicht'. Dann kam einer, der wusste 
das nicht und hat es einfach gemacht“.


